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1. Grundsätzlich lässt allein die Tatsache, dass ein Fachplaner Leistungen erbringt, die Verantwortlichkeit 
des objektplanenden und mit der Objektüberwachung beauftragten Architekten nicht entfallen. (Rn. 29) (Rn. 
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2. Der mit der Einhaltung einer Kostenobergrenze bauftragte Architekt übernimmt keine Verantwortung für 
ein vom Bauunternehmer erstelltes und nicht zum Planungsumfang des Architekten gehörendes 
Leistungsverzeichnis und die diesem zugrunde liegende Planung, wenn er die Ausschreibungsunterlagen 
des Bauunternehmers kostenmäßig überprüft. (Rn. 34) (Rn. 34 – 35) (redaktioneller Leitsatz)
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Tenor

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger.

3. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des jeweils zu vollstreckenden Betrags 
vorläufig vollstreckbar.

4. Der Streitwert wird auf 63.525,34 € festgesetzt.

Tatbestand

1
Der Kläger begehrt Schadensersatz nach der Errichtung eines von der Beklagten geplanten Gebäudes.

2
Mit Vertrag vom 14.04./21.04.2008 beauftragte der Kläger die Beklagte mit der Objektplanung für einen 
Neubau des Internatsgebäudes am Agrarbildungszentrum S. in L.. Dabei wurde eine stufenweise 
Beauftragung vorgesehen, wobei der Kläger in der Folge sämtliche Leistungsphasen bis zur 
Leistungsphase 8 abrief.

3
Unter „§ 1 Gegenstand des Vertrages“ heißt es unter Ziffer „1.3.6 Wirtschaftliche Vorgaben“:

Die vom Auftraggeber für die Gesamtbaumaßnahme gesetzte Kostenobergrenze liegt bei 7.000.000,00 €. 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, in Abstimmung mit den übrigen am Planungsprozess Beteiligten so zu 
planen, dass die Kostenobergrenze nicht überschritten wird.

4
Unter Ziffer 1.4 des Vertrages wurden Leistungen für Möbel aufgenommen. Ausdrücklich nicht 
aufgenommen wurde „nichtöffentliche Erschließung, Abwasser und Versorgungsanlagen und 
Verkehrsanlagen“.



5
Unter „§ 4 Leistungen fachlich Beteiligter“ heißt es:

Folgende Leistungen werden von den nachstehend genannten Beteiligten erbracht und sind vom 
Auftragnehmer mit seinen Leistungen abzustimmen und in diese einzuarbeiten:

(…)

3.) Elektro: IB G., - Für die weiteren Einzelheiten wird auf den Vertrag in Anlage K 1 verwiesen.

6
Darüber hinaus vereinbarten die Parteien die Geltung von allgemeinen Vertragsbestimmungen (Anlage K 
2). Dort heißt es unter „§ 2 Zusammenarbeit zwischen Auftraggeber, Auftragnehmer und andere fachlich 
Beteiligten“:

2.2 Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer rechtzeitig über die Leistungen, die andere fachlich 
Beteiligte zu erbringen haben und über die mit diesen vereinbarten Termine/Fristen.

7
Weiterhin vereinbarten die Parteien zusätzliche Vertragsbestimmungen für Architekten und 
Ingenieurleistungen (Anlage K 3). Dort heißt es unter Ziffer „8.2 Koordinieren der Beteiligten“:

8
Koordinieren aller an der Objektüberwachung fachlich Beteilgten und der an der Bauausführung beteiligten 
Unternehmen zur Vermeidung von Behinderungen, Beschädigungen fertiggestellter Bauteile und zur 
Sicherstellung eines reibungslosen und zügigen Bauablaufs.

9
Im Zuge der Bauausführung wurde 15 m bis 20 m vom Gebäude entfernt ein Kabelkleinschacht eingebaut, 
von dem Leerrohre zum Gebäude führen. Die Planung dieser Elektrotrasse an sich erfolgte über das 
Ingenieurbüro G., um das Gebäude an die bestehende Stromversorgung und die sonstige Infrastruktur des 
Geländes anzuschließen. Der Einbau dieser Trasse wurde mittels eines Nachtrages in Auftrag gegeben. 
Seitens der Beklagten erfolgte eine Freigabe, für deren Einzelheiten auf Anlage K 9 verwiesen wird. Dort 
wurde die Rechnungssumme geändert. Am Ende des Leistungsverzeichnisses findet sich ein Prüfvermerk 
der Beklagten. Für die Einzelheiten wird verwiesen auf die Anlage K 9.

10
Eine konkrete Planungsleistung oder Bauüberwachung dieses Nachtrags durch die Beklagte erfolgte nicht. 
Ebenso wurde die hier streitgegenständliche Nachtragsleistung hinsichtlich des Schachts und der Leerrohre 
vom Elektrofachplaner weder geplant noch bauüberwacht.

11
Nach Fertigstellung der Baumaßnahme drang unbemerkt Wasser durch die Leerrohrdurchführungen in den 
Keller des Gebäudes ein. Dadurch kam es im Juni 2013 zu einem großflächigen Wasserschaden im 
Untergeschoss, weil das Wasser von den Leerrohren kommend innerhalb des Gebäudes an der 
Kelleraußenwand herunter lief und sich unterhalb des Fliesenbelags auf der Bodenplatte verteilte. Dadurch 
konnte es zur Schimmelbildung an den Gipskartonwänden im Untergeschoss bis einen Meter ab Oberkante 
des Bodenbelags kommen.

12
Für die Sanierung wandte der Kläger 54.920,45 € auf.

13
Der Kläger behauptet, die Beklagte haben eigenverantwortlich und ohne Einbindung des Fachplaners das 
Nachtragsangebot in der Anlage K 9 eingeholt, weshalb sie auch das Bauüberwachungsverschulden treffen 
würde. Die Beklagte habe das Nachtragsangebot technisch überprüft und freigegeben. Nachdem die 
Nachtragsbeauftragung die Verlegung der Kabeltrasse umfasste, sei damit auch die dichte Anbindung an 
das Gebäude denklogisch mit umfasst. Die Beklagte habe nicht überprüft, ob die Rohre für die 
Einbausituation bei einem hohen Grundwasserspiegel und im Einzugsbereich eines Überflutungsgebiets 
geeeignet waren. Es sei nur ein sanddichtes Rohr verbaut worden, obwohl ein wasserdichtes Rohr benötigt 
worden wäre.



14
Der Kläger beantragt,

1.  Die Beklagten wird verurteilt, an den Kläger 63.525,34 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten 
über dem Basiszins aus 50.000,-- € seit dem 19.07.2014, sowie aus weiteren 13.525,34 € seit dem 
30.12.2017 zu bezahlen.

 
2.  Die Beklagte wird ferner verurteilt, an den Kläger vorgerichtliche Anwaltskosten in Höhe von 2.994,04 € 
nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz aus 2.099,76 € seit 
19.07.2014, sowie aus weiteren 894,28 € seit Rechtshängigkeit zu zahlen.

 
15
Die Beklagte beantragt,

Die Klage abzuweisen.

16
Die Beklagte behauptet, eine Mithaftung der Beklagten käme nicht in Betracht, da die Beklagte die ihr 
obliegende Leistung, also Koordination der Fachplaner, mangelfrei erbracht habe. Nicht die Durchdringung 
der Rohre in der Wand hätten zum Wassereintritt geführt, sondern die nicht belegten und daher auch nicht 
abgedichteten Leerrohre. Der Fehler läge also allein in dem vom Fachplaner geschuldeten Gewerk.

17
Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einvernahme des sachverständigen Zeugen E.. Für die Einzelheiten 
wird verwiesen auf die Sitzungsniederschrift vom 09.10.2019 (Blatt 77 ff. d. A.).

18
Zu Vervollständigung des Tatbestands wird verwiesen auf sämtliche Schriftsätze der Parteien nebst 
Anlagen sowie sonstige Aktenteile.

Entscheidungsgründe

19
Die zulässige Klage ist unbegründet.

I. 

20
Ein Anspruch auf Schadensersatz steht dem Kläger nicht zu, da die von der Beklagten erbrachte Leistung 
im Hinblick auf den hier eingetretenen Schaden nicht mangelhaft war (§ 631, 633, 634 Nr. 4, 280 BGB).

21
1. Zwischen den Parteien ist ein Architektenvertrag zustande gekommen. Dieser beinhaltete eine 
stufenweise Beauftragung der Leistungsphasen 1 bis 8. Ausweislich § 1 des Vertrages wurde die Beklagte 
mit der Objektplanung für das Gebäude selbst beauftragt. Wie sich aus § 4 des Vertrages ergibt, waren 
Planungsleistungen für das Elektrogewerk nicht von der Beklagten, sondern vom Ingenieurbüro G. zu 
erbringen. Auch Erschließungsmaßnahmen waren ausweislich Ziffer 1.4 des Vertrages nicht von der 
Beklagten zu erbringen. Die entsprechende Fachplanung für das Elektrogewerk schuldete daher nicht die 
Beklagte, sondern das Ingenieurbüro G.. § 4 des Vertrages hat allerdings der Beklagten eine Abstimmungs- 
und Einarbeitungsverpflichtung der Planungen der anderweitig fachlich beauftragten Planer auferlegt. Auch 
aus Ziffer 2.2 der AVB und Ziffer 8.2 der ZVB ergibt sich nichts anderes. Gemeint ist damit eine 
Koordinierungspflicht der von anderen Fachplanern erbrachten Planungen.

22
Damit einhergehend schuldete die Beklagte grundsätzlich auch keine Bauüberwachung hinsichtlich des 
Elektrogewerks.

23
2. Ausgehend davon liegt ein Mangel oder eine Pflichtverletzung hinsichtlich der Leistungen der Beklagten 
nicht vor.



24
a) Die eigene Objektplanung ist nicht mangelhaft. Wie sich aus Anlage K 12, dem Gutachten des vom 
Kläger beauftragen Sachverständigen E., und seiner Aussage in der Verhandlung vom 09.10.2019 ergibt, 
dringt das Wasser von außen über den Kabelschacht und die Leerrohre ins Gebäude ein. Die 
Durchführungen durch die Kellerwand selber sind nicht der Grund für das Eindringen von Wasser, da diese 
bereits, wie sich aus der Aussage des Zeugen E. und Bild 48/49 des Gutachtens (Seite 31 von Anlage K 12) 
ergibt, mit Doyma-Dichtungen abgedichtet sind. Daraus folgt, dass das Wasser jedenfalls nicht aus dem 
Grenzbereich zwischen Kelleraußenwand und Leerrohr, also durch die Durchführung selber herrühren 
kann, sondern durch die Leerrohre in das Gebäude eindringen muss. Etwas Gegenteiliges hat auch der 
Zeuge E. nicht festgestellt. Eine dahingehende Fehlplanung oder Fehlüberwachung der Beklagten, welche 
die Objektplanung der Beklagten betrifft, trägt der Kläger im Übrigen auch nicht vor.

25
b) Auch eine Pflichtverletzung hinsichtlich der aus § 4 des Vertrages resultierenden Koordinierungsleistung 
der Beklagten liegt nicht vor.

26
Insbesondere ist die Beklagte nicht dafür verantwortlich, dass nach dem Vortrag des Klägers das 
Ingenieurbüro G. gar keine Planung bezüglich des Kabelschachts und der Kabeltrasse erbracht hat. Eine 
Überwachung der anderen fachlichen Beteiligten schuldete die Beklagte gerade nicht. Der Vertrag ist 
insoweit eindeutig.

27
Damit einhergehend schuldete die Beklagte auch nicht die Überwachung des Elektrobauüberwachers, also 
eine Überwachung der Überwachungsleistungen des Ingenieurbüros G.. Insoweit sei auf Ziffer 8.2 ZBV 
verwiesen (Anlage K 3), welche ausdrücklich die Vermeidung von Behinderungen oder Beschädigungen 
bereits fertig gestellter Bauteile aufführt und insgesamt einen reibungslosen Bauablauf sicherstellen möchte. 
Eine stufenweise Bauüberwachung im Sinne einer Hierarchie zwischen den verschiedenen Architekten oder 
Ingenieuren ist weder von Ziffer 8.2 ZBV noch sonstigen vertraglichen Bestimmungen angeordnet oder 
gewollt.

28
In Übereinstimmung mit dem Urteil des OLG München vom 19.06.2002 (Az. 27 U 951/01 - juris) ist das 
Gericht der Auffassung, dass allein die Tatsache, dass ein Fachplaner Leistungen erbringt, die 
Verantwortlichkeit des objektplanenden und mit der Objektüberwachung beauftragten Architekten nicht 
notwendigerweise entfallen lässt. Dies gilt insbesondere dann, wenn die streitgegenständliche Leistung 
ohne besondere Kenntnisse überwacht werden kann und die Funktionstüchtigkeit eines der Planung des 
Architekten unterfallenden Teils beeinträchtigt. Im vom OLG München entschiedenen Fall ging es um die 
Dichtigkeit einer Kellerwanddurchführung. Dies ist hier gerade nicht der Fall, da der Wassereintritt nicht an 
der Kellerwanddurchführung eingetreten ist, sondern der Wassereintritt entweder im Kabelschacht oder in 
den Leerrohren erfolgte und das Wasser mit dem Gefälle Richtung Gebäude floss, um dort durch die 
mangelfreien (s.o.) Durchführungen der Kellerwand in das Gebäude eindringen konnte. Eine Berührung mit 
dem von der Beklagten verantworteten Gewerk (Gebäude) gibt es also nicht, vielmehr ist nur die Trasse 
betroffen. Dass für die Planung der Trasse keine besonderen Kenntnisse erforderlich sind, ist nicht 
ersichtlich. Dies ergibt sich auch daraus, dass es bei den Leerrohren verschiedene Ausführungen wie 
„sanddicht“ oder „wasserdicht“ gibt. Aus dem Leistungsverzeichnis in Anlage K 9 ergab sich eine konkrete 
Ausführung der Leerrohre gerade nicht. Auch liegt eine Kenntnis der verwendeten Kabellehrrohrart bei der 
Beklagten nicht vor. Dies illustriert Anlage K 11, aus welcher sich der email-Verkehr zwischen dem 
Geschäftsführer der Beklagten und den Baubeteiligten und der Klägervertreterin ergibt. Offensichtlich 
musste der Geschäftsführer der Beklagten bei den Baubeteiligten nachfragen, welches konkrete Leerrohr 
überhaupt verwendet wurde. Dies zeigt jedoch, dass ausgehend vom jeweiligen Untergrund, der bei dem 
Bauvorhaben vorherrscht, eine konkrete Planung für das Elektrogewerk erforderlich gewesen wäre. Auch 
die Aussage des sachverständigen Zeugen E. verdeutlicht, dass die Anforderungen an eine solche Planung 
aufgrund der Grundwasserverhältnisse im Ortsteil S. nicht gerade banal sind. Der sachverständige Zeuge 
hat gegenüber dem Gericht angegeben, entsprechende Überprüfungen der Trasse müssten durch einen 
Elektriker erfolgen. Auch der Kläger trägt nicht vor, dass einem Objektplaner die entsprechende Planung 
von derartigen Kabeltrassen ohne weiteres möglich ist.



29
Entgegen der Auffassung des Klägers im Schriftsatz vom 15.01.2020 musste sich die Ungeeignetheit der 
Leerrohre gerade nicht aufdrängen. Aus den der Beklagten vorliegenden Unterlagen (die ohnehin nicht 
technisch geprüft werden mussten) ergab sich nichts zu den Qualitäten der Rohre. Das Nachtragsangebot 
enthält keine Angaben dazu, ob die Rohre wasserdicht oder lediglich sanddicht waren. Der Kläger 
übersieht, dass die Beklagte in Bezug auf die Leerrohre schlicht nichts zu überprüfen hatte. Auch trägt der 
Kläger nicht vor, dass der Elektroplaner weniger Informationen hinsichtlich der Grundwassersituation des 
Gebäudes hatte als die Beklagte. Entsprechende Hinweise für die Ungeeignetheit der Leerrohre an den 
Kläger wären nicht Aufgabe der Beklagte, sondern des Elektroplaners gewesen.

30
c) Auch aus Anlage K 9 ergibt sich nichts anderes. Im Gegensatz zur Auffassung des Klägers ergibt sich 
daraus eine technische Prüfung der Kabeltrasse und des Kabelschachtes gerade nicht. Lediglich eine 
rechnerische Überprüfung des Angebots ist für das Gericht dort ersichtlich, da seitens der Beklagten die 
Mengen und Preise geprüft wurden. Der Vortrag der Beklagten in der Verhandlung vom 09.10.2019, 
wonach die Beklagte den Auftrag nur kostenmäßig überprüft hat, nicht aber technisch, blieb unbestritten. 
Auch ergibt sich bei der Überprüfung von Mengen und Preisen nicht ohne weiteres eine Prüfung von 
planerischen Erfordernissen. Dies ist nicht ersichtlich, war aber vertraglich von der Beklagten gerade nicht 
geschuldet.

31
Vielmehr ergibt sich aus der vertraglichen Situation zwischen den Parteien, dass die Prüfung in Anlage K 9 
nicht zur Bauüberwachung, sondern zur Einhaltung der Kostenobergrenze in Ziffer 1.3.6 des Vertrages 
erfolgte. Für diese Kostenobergrenze hatte die Beklagte eine gesonderte Koordinierungspflicht 
übernommen.

32
In diesem Zusammenhang ist auch von Bedeutung, dass die Äußerung des Geschäftsführers der Beklagten 
in der Verhandlung vom 09.10.2019, das Leistungsverzeichnis sei entweder von der Fa. R. oder von deren 
Subunternehmer K. GmbH gestellt worden, unstreitig blieb. Folglich gibt es für irgendwie geartete 
Planungsleistungen der Beklagten keinerlei Hinweise, auch hat die Beklagte gegenüber dem Kläger auch 
nicht den Anschein solcher Leistungen erweckt.

33
Auch die Tatsache, dass in Anlage K 10 der entsprechende Nachtrag dem Baumeistergewerk zugeordnet 
wird, spielt dafür keine Rolle. Es kommt nicht auf die tatsächliche Bezeichnung der Leistungen an, sondern 
allein auf die vertraglichen Vereinbarungen der Parteien. Und die Planung des Elektrogewerks wurde der 
Beklagten gerade nicht übertragen.

34
Des Weiteren ist zu berücksichtigen, dass in der Verwendung der von einem Sonderplaner erstellten 
Ausschreibungsunterlagen grundsätzlich keine Erklärung des Architekten gegenüber dem Bauherren 
gesehen werden, dass er die Verantwortung für das fremd erstellte Leistungsverzeichnis und die zugrunde 
liegende Planung übernehmen würde (OLG Karlsruhe, Urteil vom 20.12.2006, Az. 7 U 176/06 - juris). 
Gleiches muss gelten, wenn der ausführende Bauunternehmer einer Bauleistung, welche nicht zum 
Planungsumfang des Architekten gehört (hier Elektrogewerk) das Leistungsverzeichnis ohne jede 
Fachplanung selber erstellt. Vorliegend hat die Beklagte das Leistungsverzeichnis in Anlage K 9 gar nicht 
verwendet im eigentlichen Sinne, sondern nur kostenmäßig überprüft, wie der Geschäftsführer der 
Beklagten unwidersprochen in der Verhandlung ausführte. Er hat auch mitgeteilt, dass seiner Erinnerung 
das Ingenieurbüro G. Kenntnis vom Leistungsverzeichnis hatte und dieses technisch für in Ordnung 
befunden habe. Allein die kostenmäßige Überprüfung enthält aber keinen Erklärungswert hinsichtlich einer 
dem Leistungsverzeichnis zugrundeliegenden Planung.

35
Schließlich ergibt sich weder aus der HOAI noch aus der vertraglichen Vereinbarung der Parteien, dass die 
Beklagte Verantwortung für fremde Planungen übernehmen soll oder muss. Dies wäre auch sinnwidrig, da 
die Beklagte dafür sonst Honorar verlangen könnte. Es spielt in diesem Zusammenhang auch keine Rolle, 
ob das Leistungsverzeichnis von einem Fachplaner oder einem baubeteiligten Unternehmen stammt. Die 
Beklagte hat somit nicht mehr getan, als das was ihr vertraglich oblag. Das waren insbesondere die 



Einhaltung der Kostenobergrenze und die Verwendung der Beiträge anderer Fachplaner und die 
Koordinierung der entsprechenden Leistungen. Mehr kann der Tätigkeit der Beklagten nicht entnommen 
werden.

36
d) Weiterhin hat die Beklagte keine irgendwie geartete faktische Übernahme von Planungsleistungen für 
das Elektrogewerk erkennen lassen. Die Erklärung des Geschäftsführers der Beklagten in der Verhandlung, 
auf der Baustelle sei die Notwendigkeit der streitgegenständlichen Trasse aufgekommen und das 
Ingenieurbüro G. habe das ausführende Unternehmen R. zu einem entsprechenden Nachtrag aufgefordert, 
blieb unwidersprochen und ist daher als unstreitig anzusehen. Eine faktische Übernahme von 
Planungsleistungen ist daher fernliegend. Dafür spricht auch Anlage B 1, welche den Plan für die 
Versorgungstrassen außerhalb des Gebäudes darstellt. In diesem Plan sind allein Planungsbeiträge vom 
Ingenieurbüro G. und vom Ingenieurbüro S. (-) beinhaltet, was sich aus dem Plankopf ablesen lässt. Wie 
bereits ausgeführt ist es ohnehin fernliegend, dass der Objektplaner bei Beauftragung eines gesonderten 
Fachplaners für das Elektrogewerk unbezahlt dessen Planungsleistungen übernimmt. Dies umso mehr, als 
man in Ziffer 1.4 des Vertrages die nichtöffentliche Erschließung und Versorgungsanlagen ausdrücklich als 
vom Planungsauftrag nicht umfasst angesehen hat.

37
3. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der im Schriftsatz des Klägers genannten Entscheidung des 
OLG Düsseldorf vom 17.11.2011 (Az. 5 U 8/11, BauR 2012, 1274 = NZBau 2012, 372). Dort wird 
richtigerweise festgehalten, dass die Beklagte verpflichtet gewesen wäre, die die Bauüberwachung der 
fachlich Beteiligten zu koordinieren. Aber auch das OLG Düsseldorf postuliert gerade keine 
Überwachungspflicht der Beklagten gegenüber den fachlich Beteiligten, hier dem IB G.. Der Vortrag des 
Klägers beinhaltet nicht die Behauptung, die Beklagte hätte im Zuge der Bauüberwachung die notwendige 
Koordinierung der Bauüberwachung durch das IB G. nicht durchgeführt. Vielmehr ist der Kläger der 
Auffassung, die Beklagte hätte aufgrund der eigenverantwortlichen Einholung des Nachtragsangebots eine 
eigene Pflicht zur Bauüberwachung getroffen. Dies ist allerdings, wie oben ausgeführt, gerade nicht der Fall.

38
Soweit der Kläger eine unterlassene Koordinierung im Schriftsatz vom 15.01.2020 behauptet, ist dieser 
neue Tatsachenvortrag verspätet (§ 296a ZPO). Auch erklärt der Kläger nicht, was er darunter versteht, 
dass die Beklagte „offensichtlich“ nicht das IB G. eingebunden habe im Zuge der ihr obliegenden 
Koordinierungsaufgabe. Vor dem Hintergrund der unstreitig gebliebenen Angaben des Geschäftsführers der 
Beklagten in der Verhandlung vom 09.10.2019 (s.o.) gab es sehr wohl Tätigkeiten des IB G., welche die 
Beklagte aber gerade nicht im Einzelnen überwachen musste (insbesondere nicht hinsichtlich der 
Richtigkeit der ausgewählten Materialien), sondern lediglich koordinieren musste (s.o.). Der 
Koordinationspflicht wurde aber dann genügt, wenn für die Beklagte klar war, dass sich das IB G. um die 
Herstellung der Elektrotrasse im Bereich der Außenanlagen (wofür die Beklagte definitiv nicht zuständig 
war) kümmert. Da dort Planungsleistungen der Beklagten mangels Gebäudeerrichtung nicht zu erbringen 
waren, musste nur die Errichtung sichergestellt werden, was auch so erfolgte. Eine nähere Einbindung in 
eine fachtechnische Abnahme war zumindest für die Elektrotrasse im Außenbereich nicht erforderlich, da 
diese die Fachplanung der Beklagten, welche sich auf das Gebäude beschränkte, gerade nicht berührte. 
Die Durchführungen der Leerrohre in das Gebäude selber waren schließlich mangelfrei, für die Beklagte 
bestand also auch kein Grund zur Sorge hinsichtlich eindringenden Wassers. Diese Gedanken hätte sich 
allein der Elektroplaner machen müssen. Welchen Gewinn eine „Koordination“ der fachtechnischen 
Abnahme durch die Beklagte im Hinblick auf die offensichtlich vorhandene Wasserdurchlässigkeit von 
Kabelschacht oder Leerrohren gebracht hatte, insbesondere ob der Schaden dann vermieden worden wäre, 
trägt der Kläger nicht vor und darf auch bezweifelt werden. Denn eine Teilnahme an der fachtechnischen 
Abnahme für Gewerke im Außenbereich wäre für die Beklagte nicht Vertragsumfang gewesen, darüber 
hinaus dürfte die Wasserdurchlässigkeit sich nicht zwingend aufgedrängt haben.

39
Die vom Kläger vorgelegte Rechtsmeinung der Haftpflichtversicherung des IB G. bindet das Gericht ohnehin 
nicht, inhaltlich widerspricht es auch dem hier unstreitigen Tatsachenvortrag, dass das IB G. sehr wohl mit 
dem Nachtragsangebot für den Kabelschacht befasst war. Relevant ist außerdem allein, was zwischen den 
Parteien des vorliegenden Rechtsstreits vereinbart wurde, zumal der Vertrag mit dem IB G. hier nicht 
vorgelegt wurde.



II. 

40
Mangels Hauptanspruchs schuldet die Beklagte auch nicht den Ersatz außergerichtlicher Kosten.

III. 

41
Die Kostenfolge ergibt sich aus § 91 ZPO. Die vorläufige Vollstreckbarkeit resultiert aus § 709 ZPO. Der 
Streitwert folgt der Klageforderung.


